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Prüfungsordnung der Landeszahnärztekammer Sachsen für die 
Durchführung von Abschlussprüfungen und Umschulungsprüfun-
gen im Ausbildungsberuf Zahnmedizinische Fachangestellte/Zahn-

medizinischer Fachangestellter  *) 
vom 25.11.2023 

 
Aufgrund des Beschlusses des Berufsbildungsausschusses vom 25.10.2023 und des Be-
schlusses der Kammerversammlung vom 25.11.2023 erlässt die Landeszahnärztekammer 
Sachsen als zuständige Stelle nach § 47 Abs. 1 Satz 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 04. Mai 2020 BGBl. S. 920 , das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 20.Juli 2022 (BGBl. I S. 1174) geändert worden ist, mit Genehmigung des 
Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz die folgende Prüfungs-
ordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen im Ausbildungsbe-
ruf Zahnmedizinische/r Fachangestellte/r. 
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I. Abschnitt 
Prüfungsausschüsse 

 
§ 1  

Errichtung 
 (1) Die zuständige Stelle errichtet für die 
Durchführung der Abschluss- und Umschu-
lungsprüfungen Prüfungsausschüsse (§ 39 
Abs. 1 Satz 1/ § 62 Abs. 3 Satz 1 BBiG). 

 

(2) Prüfungsausschüsse nehmen die Prü-
fungsleistungen ab. 
 

(3) Für den Ausbildungsberuf ZFA können 
bei Bedarf, insbesondere bei einer großen 
Anzahl von Prüflingen mehrere Prüfungs-
ausschüsse errichtet werden. 
 

§ 2 
Zusammensetzung und Berufung von 

Prüfungsausschüssen 
(1) Die Prüfungsausschüsse bestehen aus 
drei Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für 
die Prüfungsgebiete sachkundig und für die 
Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet 
sein. 
 

(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als 
Mitglieder Beauftragte der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer sowie eine Lehrkraft ei-
ner berufsbildenden Schule angehören.   
Davon darf nur abgewichen werden, wenn 
andernfalls die erforderliche Zahl von Mit-
gliedern des Prüfungsausschusses nicht 
berufen werden kann. Die Mitglieder haben 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. 
 

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder werden von der Landeszahnärzte-
kammer Sachsen für vier Jahre berufen.  
 

(4) Die Arbeitnehmermitglieder werden auf  
Vorschlag der im Bereich der Landeszahn-
ärztekammer Sachsen bestehenden Ge-
werkschaften und selbstständigen Vereini-
gungen von Arbeitnehmern mit sozial- und 
berufspolitischer  Zwecksetzung berufen.  
 

(5) Lehrkräfte von berufsbildenden Schulen 
werden im Einvernehmen mit der Schulauf-
sichtsbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle berufen.  
 

(6) Werden Mitglieder nicht oder in nicht 
ausreichender Zahl innerhalb einer von der 
Landeszahnärztekammer Sachsen gesetz-
ten angemessenen Frist vorgeschlagen, so 

beruft die Landeszahnärzte-kammer Sach-
sen nach pflichtgemäßem Ermessen. 
 

(7)   Die Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder der Prüfungsausschüsse können 
nach Anhören der an ihrer Berufung Betei-
ligten aus wichtigem Grund abberufen wer-
den.  
 

(8)   Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist 
ehrenamtlich. Für bare Auslagen und für 
Zeitversäumnis ist, soweit eine Entschädi-
gung nicht von anderer Seite gewährt wird, 
eine angemessene Entschädigung zu zah-
len, deren Höhe von der Landeszahnärzte-
kammer Sachsen mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde fest-gesetzt wird. 
 

§ 3 
Ausschluss von der Mitwirkung 

(1)   Bei der Zulassung und Prüfung dürfen 
Angehörige der Prüfungsbewerber nicht 
mitwirken. Angehörige im Sinne des Satz 1 
sind:  

 

1. Verlobte, 
2. Ehegatten, 
3. eingetragene Lebenspartner, 
4. Verwandte und Verschwägerte gerader 
Linie, 
5. Geschwister, 
6. Kinder der Geschwister, 
7. Ehegatten der Geschwister und Ge-
schwister der Ehegatten, 
8. Geschwister der Eltern, 
9. Personen, die durch ein auf längere 
Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit 
häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und 
Kind miteinander verbunden sind (Pflegeel-
tern und Pflegekinder). 
Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten 
Personen auch dann, wenn 
1. in den Fällen der Nrn. 2, 3, 4 und 7 die 
die Beziehung begründende Ehe oder die 
Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht;  
2. in den Fällen der Nrn. 4 bis 8 die Ver-
wandtschaft oder Schwägerschaft durch 
Annahme als Kind erloschen ist; 
3. im Falle der Nr. 9 die häusliche Gemein-
schaft nicht mehr besteht, sofern die Per-
sonen weiterhin wie Eltern und Kind mitei-
nander verbunden sind. 

(2) Mitwirken sollen ebenfalls nicht die Aus-
bildenden oder weitere in der Ausbildungs-
stätte der Prüflinge Beschäftigte, soweit 
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nicht besondere Umstände eine Mitwirkung 
zulassen oder erfordern. 

 

(3) Prüfungsausschussmitglieder, die sich 
befangen fühlen, oder Prüflinge, die die Be-
sorgnis der Befangenheit geltend machen 
wollen, haben dies der Landeszahnärzte-
kammer Sachsen vor Beginn der Prüfung 
mitzuteilen, während der Prüfung dem je-
weiligen Prüfungsausschuss.  
 

(4) Die Entscheidung über den Ausschluss 
von der Mitwirkung an der Prüfung trifft die 
Landeszahnärztekammer Sachsen, wäh-
rend der Prüfung der jeweilige Prüfungs-
ausschuss ohne die Stimme des/der Be-
troffenen.  
 

(5) Wenn in Folge Befangenheit oder Aus-
schluss eine ordnungsgemäße Besetzung 
des Prüfungsausschusses nicht möglich 
ist, kann die zuständige Stelle die Durch-
führung der Prüfung einem anderen Prü-
fungsausschuss übertragen. Das Gleiche 
gilt, wenn eine objektive Durchführung der 
Prüfung aus anderen Gründen nicht ge-
währleistet erscheint. 
 
(6) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, 
Misstrauen gegen eine unparteiische Aus-
übung des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, 
oder wird von einem Prüfling das Vorliegen 
eines solchen Grundes behauptet, so hat 
die betroffene Person dies der zuständigen 
Stelle mitzuteilen, während der Prüfung 
dem Prüfungsausschuss. 
 

§ 4 
 Vorsitz, Beschlussfähigkeit,  

Abstimmung 
(1) Der Prüfungsausschuss wählt ein Mit-
glied, das den Vorsitz führt und ein weiteres 
Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend 
übernimmt. Der Vorsitz und das ihn stell-
vertretende  Mitglied sollen nicht derselben 
Mitgliedergruppe angehören. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss ist nur be-
schlussfähig, wenn alle Mitglieder mitwir-
ken. 
 

(3) Der Prüfungsausschuss beschließt mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.  
 

 
 
 

§ 5 
Geschäftsführung 

(1) Die Landeszahnärztekammer Sachsen 
regelt im Einvernehmen mit dem Prüfungs-
ausschuss dessen Geschäfte. Insbeson-
dere lädt sie zu den Prüfungen, stellt den 
Protokollführer für die Sitzungen des Prü-
fungsausschusses und unterstützt ihn bei 
der Durchführung seiner Beschlüsse. 
 

(2) Zu den Sitzungen des Prüfungsaus-
schusses sind die Mitglieder rechtzeitig ein-
zuladen. Über jede Sitzung des Prüfungs-
ausschusses ist ein Protokoll zu führen. Die 
Sitzungsprotokolle sind vom Protokollfüh-
rer und vom Vorsitzenden zu unterzeich-
nen. 
 

§ 6 
Verschwiegenheit 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
sowie Gäste und Hilfspersonen haben über 
alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten 
Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht 
gegenüber dem Berufsbildungsausschuss 
und der Landeszahnärztekammer Sach-
sen. 
 

II. Abschnitt 
Vorbereitung der Prüfung 

 

§ 7 
Prüfungstermine 

(1) Die Landeszahnärztekammer Sachsen 
bestimmt in der Regel zwei Prüfungster-
mine im Jahr. Diese Termine sollen auf den 
Ablauf der Berufsausbildung und des 
Schuljahres abgestimmt sein. 
 

(2) Die Landeszahnärztekammer Sachsen 
gibt die Prüfungstermine einschließlich der 
Anmeldefristen in ihren amtlichen Mitteilun-
gen (Zahnärzteblatt Sachsen) mindestens 
einen Monat vor Ablauf der Anmeldefrist 
bekannt.  
 

(3) Wird die Abschlussprüfung mit einheitli-
chen und überregionalen Prüfungsaufga-
ben durchgeführt, sind für die schriftliche 
Prüfung einheitliche Prüfungstage für alle 
Berufsschulstandorte anzusetzen. 
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§ 8 
Zulassungsvoraussetzungen für die 

Abschluss- und Umschulungsprüfun-
gen 

(1) Zulassungsvoraussetzungen für die Ab-
schlussprüfung in zwei zeitlich auseinander 
fallenden Teilen: 
 

1. Über die Zulassung  ist jeweils gesondert 
zu entscheiden. 
2. Zum ersten Teil der Abschlussprüfung ist 
zuzulassen,  
a) wer die in der Ausbildungsverordnung 
vorgeschriebene, erforderliche Ausbil-
dungszeit zurückgelegt hat 
b) wer bestätigt, dass er den Ausbildungs-
nachweis geführt hat  und 
c) wessen Berufsausbildungsverhältnis in 
das Verzeichnis der Berufsausbildungsver-
hältnisse eingetragen oder aus einem 
Grund,  den er/sie nicht zu vertreten hat, 
nicht eingetragen ist.  
3. Zum zweiten Teil der Abschlussprüfung 
ist zuzulassen, wer 
a) über die o. g. Voraussetzungen hinaus 
am ersten Teil der Abschlussprüfung teilge-
nommen hat 
b) aus Gründen, die er nicht zu vertreten 
hat, am ersten Teil der Abschlussprüfung 
nicht teilgenommen hat 
c) einen vom Ausbilder und Auszubilden-
den unterzeichneten Ausbildungsnachweis 
vorgelegt hat 
  
(2) Im Fall des § 8 Punkt 3b ist der erste 
Teil der Abschlussprüfung zusammen mit 
dem zweiten Teil abzulegen   
 
(3) Behinderte Menschen sind zur Ab-
schlussprüfung auch zuzulassen, wenn die 
Voraussetzungen des § 43 Absatz 1 Nr. 2 
und 3 BBiG nicht vorliegen (§ 65 Absatz 2 
Satz 2 BBiG). 

 

§ 9 
Zulassungsvoraussetzungen  

in besonderen Fällen 
(1) Die Auszubildenden können nach An-
hörung der Ausbildenden und der Berufs-
schule vor Ablauf der Ausbildungszeit zur 
Abschlussprüfung zugelassen werden, 
wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen.  
 
(2) Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulas-
sen, wer nachweist, dass er mindestens 

das Eineinhalbfache der Zeit, die als Aus-
bildungszeit vorgeschrieben ist, in dem Be-
ruf der Zahnmedizinischen Fachangestell-
ten tätig gewesen ist. Als Zeiten der Berufs-
tätigkeit gelten auch Ausbildungszeiten in 
einem anderen, einschlägigen Ausbil-
dungsberuf. Hiervon kann abgesehen wer-
den, wenn durch Vorlage von Zeugnissen 
oder auf andere Weise glaubhaft dargelegt 
wird, dass die jeweiligen Bewerber  die be-
ruflichen Handlungsfähigkeiten erworben  
haben, die die Zulassung zur Prüfung 
rechtfertigen. Ausländische Bildungsab-
schlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im 
Ausland sind dabei zu berücksichtigen. 
 

(3) Soldatinnen und Soldaten auf Zeit so-
wie ehemalige Soldat/innen sind zur Ab-
schlussprüfung zuzulassen, wenn das Bun-
desministerium für Verteidigung oder die 
von ihm bestimmte Stelle bescheinigt, dass 
die Bewerber berufliche Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten erworben ha-
ben, welche die Zulassung zur Prüfung 
rechtfertigen. 

 

§ 10 
Anmeldung zur Prüfung 

(1) Die Anmeldung für die Zulassung zur 
Prüfung ist durch die Auszubildenden  
schriftlich nach den von der Landeszahn-
ärztekammer Sachsen bestimmten Anmel-
defristen und Anmeldeformularen zu stel-
len. Die Auszubildenden haben die Ausbil-
denden über die Antragstellung zu unter-
richten. 
 

 (2) Örtlich zuständig für die Anmeldung ist 
die Landeszahnärztekammer Sachsen, 
wenn in ihrem Einzugsbereich 
 

- in den Fällen des § 8 und § 9 die   Aus- 
  bildungs- oder Umschulungsstätte liegt, 
 

- in den Fällen des § 9 Abs. 2 und 3, die  
  Arbeitsstätte oder, soweit kein Ausbil- 
  dungsverhältnis besteht, der Wohnsitz  
  des Prüfungsbewerbers liegt. 
 

(3) Im Falle des Versäumnisses der Anmel-
defrist oder der Nichteinreichung notwendi-
ger Unterlagen oder Nachweise setzt die 
Landeszahnärztekammer Sachsen eine 
angemessene Frist. Der Antrag auf Zulas-
sung zu den Abschlussprüfungen ist abzu-
lehnen, wenn die Anmeldung oder die für 
die Zulassungsentscheidung notwendigen 
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Unterlagen oder Nachweise nicht innerhalb 
dieser Frist eingereicht worden sind. 
 

(4) In den Fällen des § 9 Abs. 1 sind der 
Prüfungsanmeldung beizufügen: 
- Beurteilung des Ausbildenden 
- das letzte Berufsschulzeugnis 
- ggf. den Nachweis der erworbenen Hoch-
schul- oder Fachhochschulreife  
- Tätigkeitsnachweise über den Erwerb der 
beruflichen Handlungsfähigkeit, Kennt-
nisse und Fertigkeiten 
 

(5) In den Fällen des § 9 Abs. 2 sind der 
Prüfungsanmeldung beizufügen: 
- ein tabellarischer bildungs- und erwerbs-
bezogener Lebenslauf 
- Nachweis über  mindestens 4,5 Jahre Tä-
tigkeit im Beruf der Zahnmedizinischen 
Fachangestellten 
- Nachweis über den Sachkundenachweis 
Medizinprodukteaufbereitung 
- Tätigkeitsnachweise über den Erwerb der 
beruflichen Handlungsfähigkeit, Kennt-
nisse und Fertigkeiten 
 

(6) Bei der Anmeldung zur Prüfung haben 
in den Fällen der §§ 8 und 9 Abs. 1 die Aus-
bildenden, in den übrigen Fällen die Prü-
fungsbewerber die Prüfungsgebühr zu ent-
richten. Die Höhe der Prüfungsgebühr rich-
tet sich nach der Gebührenordnung der 
Landeszahnärztekammer Sachsen in der 
jeweils geltenden Fassung.  

 

§ 11 
Entscheidung über die Zulassung 

(1) Über die Zulassung zu den Abschluss- 
und Umschulungsprüfungen entscheidet 
die Landeszahnärztekammer Sachsen. 
Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen 
für nicht gegeben, so entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 
 

(2) Die Entscheidung über die Zulassung 
ist den Prüfungsbewerbern rechtzeitig, vor 
Beginn der Prüfung, unter Angabe des Prü-
fungstermins und Prüfungsortes ein-
schließlich der erlaubten Arbeits- und Hilfs-
mittel, schriftlich mitzuteilen. 
 

(3) Die Zulassung kann von der zuständi-
gen Stelle im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss bis zur Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses widerrufen werden, 

wenn sie auf Grund von gefälschten Unter-
lagen oder falschen Angaben ausgespro-
chen wurde. 
 

(4) Eine ablehnende Entscheidung über die 
Zulassung ist den Prüfungsbewerbern, ggf. 
den gesetzlichen Vertretern und den Aus-
bildenden rechtzeitig schriftlich, unter An-
gabe der Gründe, mitzuteilen. 
 

§ 12 
Besondere Verhältnisse behinderter 

Menschen 
Bei der Durchführung der Prüfungen sollen 
die besonderen Verhältnisse behinderter 
Menschen berücksichtigt werden. Art und 
Umfang der im Einzelfall zu gewährenden 
Erleichterungen sind rechtzeitig mit dem 
behinderten Menschen  festzulegen. Der 
Antrag auf angemessene Erleichterungen 
sowie die Art der Behinderung ist vollstän-
dig spätestens  mit dem Antrag auf Zulas-
sung zur Prüfung einzureichen. Gleichzei-
tig ist die Art der  Behinderung als amtsärzt-
liches Gutachten nachzuweisen. Verspätet 
eingereichte Antragsunterlagen nach Satz 
3 und 4 können nicht berücksichtigt wer-
den. 
 

III. Abschnitt 
Durchführung der Prüfung 

 

§ 13 
 Prüfungsgegenstand  

(1) Durch die Abschlussprüfung ist festzu-
stellen, ob die Prüflinge die berufliche 
Handlungsfähigkeit erworben haben. In ihr 
sollen die Prüflinge nachweisen, dass sie 
die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten 
beherrschen, die notwendigen  beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzen und 
mit dem im Berufsschulunterricht vermittel-
ten, für die Berufsausbildung wesentlichen, 
Lehrstoff vertraut sind. Die Verordnung 
über die Berufsausbildung zum Zahnmedi-
zinischen Fachangestellten/ zur Zahnmedi-
zinischen Fachangestellten ist zugrunde zu 
legen. 
 

(2) Die Prüfungssprache ist Deutsch. 
 

§ 14 
Gliederung und Inhalte der Prüfung 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus den 
Teilen 1 und 2.  
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Teil 1 soll im vierten Ausbildungshalbjahr 
stattfinden. Teil 2 findet am Ende der Be-
rufsausbildung statt. Den jeweiligen Zeit-
punkt legt die zuständige Stelle fest.  
 

(2) Teil 1 der Abschlussprüfung erstreckt 
sich auf  

1. die im Ausbildungsrahmenplan für 
die ersten 18 Monate genannten 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten sowie 

2. den im Berufsschulunterricht zu 
vermittelnden Lehrstoff, soweit er 
den im Ausbildungsrahmenplan ge-
nannten Fertigleiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten entspricht.  

 
(3) Der Prüfungsteil im Teil 1 der Ab-
schlussprüfung findet in den folgenden Prü-
fungsbereichen statt: 
1. „Durchführen von Hygienemaßnahmen 
und Aufbereiten von Medizinprodukten“ 
2. „Empfangen und Aufnehmen von Patien-
tinnen und Patienten“  
 
(4) Die Anforderungen in den Prüfungsbe-
reichen des Teiles 1 der Abschlussprüfung 
sind: 
  
a) Im Prüfungsbereich „Durchführen von 
Hygienemaßnahmen und Aufbereiten von 
Medizinprodukten“ hat der Prüfling nachzu-
weisen, dass er in der Lage ist, 
aa) aufgabenbezogene Anforderungen zu 
analysieren und Arbeitsprozesse zu struk-
turieren, 
bb) Arbeitsschritte zu planen und Arbeits-
mittel auszuwählen, 
cc) Hygienemaßnahmen für diagnostische 
und therapeutische zahnmedizinische 
Maßnahmen vorzubereiten und umzuset-
zen, dabei die erforderliche Patientensi-
cherheit zu gewährleisten,  
dd) Verfahren zur rechtskonformen Aufbe-
reitung von Medizinprodukten auf Grund-
lage von Risikobewertung und Einstufung 
der Medizinprodukte unter Berücksichti-
gung der Wirkungsweisen auszuwählen,  
ee) die Aufbereitung von Medizinprodukten 
vorzubereiten, durchzuführen und nachzu-
bereiten, 
ff) durchgeführte Maßnahmen zu bewerten, 
Medizinprodukte freizugeben und zu doku-
mentieren und  
gg) Vorgaben zur Qualitätssicherung, zum 
Umweltschutz sowie zur Sicherheit und 

zum Gesundheitsschutz bei der Arbeit ein-
zuhalten. 
 

Die Prüfungsaufgaben müssen praxisbezo-
gen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben 
schriftlich zu bearbeiten. Die Prüfungszeit 
beträgt 60 Minuten.  
 

b) Im Prüfungsbereich „Empfangen und 
Aufnehmen von Patientinnen und Patien-
ten“ hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist,  
aa) Anliegen von Patientinnen und Patien-
ten zu erfassen und lösungsorientiert zu 
bearbeiten, 
bb) Patientinnen und Patienten aufzuneh-
men, bei der Anamneseerhebung zu unter-
stützen und dabei rechtliche Regelungen, 
insbesondere zum Datenschutz und zur 
ärztlichen Schweigepflicht, einzuhalten,   
cc) Maßnahmen zur Vorsorge, zur Durch-
führung und Nachsorge zahnärztlicher Be-
handlungen adressatengerecht zu erläu-
tern,   
dd) Leistungen für die Abrechnung zu er-
fassen und dabei rechtliche Regelungen zu 
berücksichtigen und 
ee) fachliche Hintergründe aufzuzeigen 
und die Vorgehensweisen zu begründen. 
 

Die Prüfungsaufgaben müssen praxisbezo-
gen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben  
schriftlich zu bearbeiten. Die Prüfungszeit 
beträgt 60 Minuten.  
 

(5) Der Prüfungsteil in Teil 2 der Abschluss-
prüfung erstreckt sich auf 

1. die im Ausbildungsrahmenplan ge-
nannten Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten sowie 

2. den im Berufsschulunterricht zu 
vermittelnden Lehrstoff, soweit er 
den im Ausbildungsrahmenplan ge-
nannten Fertigkeiten, Kenntnissen 
und Fähigkeiten entspricht. 

 
Im Teil 2 der Abschlussprüfung sollen Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, die 
bereits Gegenstand von Teil 1 der Ab-
schlussprüfung waren, nur insoweit einbe-
zogen werden, als es für die Feststellung 
der beruflichen Handlungsfähigkeit erfor-
derlich ist.   
 
(6) Der Prüfungsbereich im Teil 2 der Ab-
schlussprüfung findet in den folgenden  
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Prüfungsbereichen statt: 
1. „Assistieren bei und Dokumentieren von 
zahnärztlichen Maßnahmen“ 
2. „Organisieren der Verwaltungsprozesse 
und Abrechnen von Leistungen“  
3. „Wirtschafts- und Sozialkunde“  
 
(7) Die Anforderungen in den Prüfungsbe-
reichen des Teil 2 der Abschlussprüfung 
sind: 
 
a) Im Prüfungsbereich „Assistieren bei und 
Dokumentieren von zahnärztlichen Maß-
nahmen“ hat der Prüfling nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, 
aa) Arbeitsprozesse bei Diagnostik und 
Therapie unter Berücksichtigung der Ent-
stehung, des Verlaufes und der Symptoma-
tik zahnmedizinischer Erkrankungen zu 
planen, 
bb) Arbeitsmittel unter Berücksichtigung ih-
rer Funktion und ihres Aufbaus auszuwäh-
len, 
cc) Untersuchungen und Behandlungen 
vorzubereiten, 
dd) mit Patientinnen und Patienten situa-
tions- und adressatengerecht zu kommuni-
zieren, 
ee) bei diagnostischen und therapeuti-
schen zahnmedizinischen Maßnahmen zu 
assistieren und dabei Instrumente und Ge-
räte maßnahmenbezogen handzuhaben, 
ff) bildgebende Verfahren nach Anweisung, 
unter Beachtung rechtlicher Regelungen 
und unter Anwendung der Kenntnisse im 
Strahlenschutz, durchzuführen sowie zu 
dokumentieren, 
gg) Behandlungen nachzubereiten, zu re-
flektieren, zu bewerten und entsprechend 
rechtlicher Regelungen sowie betrieblicher 
Vorgaben zu dokumentieren, 
hh) Arzneimittel und Behandlungsmateria-
lien aufzuzeigen und deren Verwendung zu 
begründen, 
ii) Maßnahmen zur Qualitätssicherung, zur 
Patientensicherheit und zum Datenschutz 
zu berücksichtigen und 
jj) fachliche Hintergründe aufzuzeigen und 
die Vorgehensweise zu begründen. 
 
Der Prüfling hat eine Arbeitsaufgabe durch-
zuführen und mit praxisüblichen Unterla-
gen zu dokumentieren. Nach der Durchfüh-
rung wird mit ihm ein auftragsbezogenes 
Fachgespräch über die Arbeitsaufgabe ge-
führt.  

Die Prüfungszeit beträgt für die Durchfüh-
rung der Arbeitsaufgabe 30 Minuten. Das 
auftragsbezogene Fachgespräch dauert 
höchstens 30 Minuten. Dem Prüfling ist 
eine zusätzliche Vorbereitungszeit von 15 
Minuten einzuräumen. 
b) Im Prüfungsbereich „Organisieren der 
Verwaltungsprozesse und Abrechnen von 
Leistungen“ hat der Prüfling nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, 
aa) betriebliche Arbeitsprozesse unter Be-
rücksichtigung qualitätssichernder Maß-
nahmen zu organisieren und zu verbessern 
und dabei rechtliche Regelungen und be-
triebliche Vorgaben einzuhalten, 
bb) Daten von Patientinnen und Patienten 
im Rahmen der Dokumentation und Leis-
tungsabrechnung zu erfassen und zu ver-
walten, 
cc) erbrachte und erfasste Leistungen der 
zahnärztlichen Behandlung auf Grundlage 
der Behandlungsdokumentation auf Abre-
chenbarkeit zu überprüfen, 
dd) Kostenpläne für zahnärztliche Behand-
lungen auf Grundlage von Therapieplänen 
und Gebührenordnungen unter Berück-
sichtigung von Zuschüssen durch die Ver-
sicherungsträger zu erstellen, die Zusam-
mensetzung zu beschreiben und nach Ab-
schluss abzurechnen, 
ee) die Kostenerstattungen adressatenge-
recht aufzuzeigen, 
ff) patientenbezogene Rechnungen zu er-
stellen und behandlungsbezogene Rech-
nungen zu prüfen, 
gg) Zahlungsvorgänge unter Berücksichti-
gung des betrieblichen Mahnwesens zu 
überwachen und 
hh) die Plausibilitätsprüfung bei wiederkeh-
renden Abrechnungen vor der Weiterlei-
tung an die zuständigen zahnärztlichen Or-
ganisationen durchzuführen. 
 

Die Prüfungsaufgaben müssen praxisbezo-
gen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben  
schriftlich zu bearbeiten. Die Prüfungszeit 
beträgt 120 Minuten.  
 

c) Im Prüfungsbereich „Wirtschafts- und 
Sozialkunde“ hat der Prüfling nachzuwei-
sen, dass er in der Lage ist, allgemeine 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Zu-
sammenhänge der Berufs- und Arbeitswelt 
darzustellen und zu beurteilen. 
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Die Prüfungsaufgaben müssen praxisbezo-
gen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben  
schriftlich zu bearbeiten. Die Prüfungszeit 
beträgt 60 Minuten.  
               
                          § 15 

Prüfungsaufgaben 
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
beschließen die Prüfungsaufgaben sowie 
Musterlösungen, Bewertungshinweise und 
die zulässigen Arbeits- und Hilfsmittel auf 
der Grundlage der Ausbildungsverordnung.  
 

§ 16 
Nichtöffentlichkeit 

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Ver-
treter der Aufsichtsbehörde und der Lan-
deszahnärztekammer Sachsen sowie Mit-
glieder und stellvertretende Mitglieder des 
Berufsbildungsausschusses können anwe-
send sein.  
 

(2) Der Prüfungsausschuss kann im Ein-
vernehmen mit der Landeszahnärztekam-
mer Sachsen andere Personen als Gäste 
zulassen. 
 

(3) Die in Abs. 1 und 2 bezeichneten Per-
sonen sind nicht stimmberechtigt und ha-
ben sich auch sonst jeder Einwirkung auf 
den Prüfungsablauf zu enthalten; § 6 gilt 
sinngemäß. Bei der Beratung über das Prü-
fungsergebnis dürfen nur die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses anwesend sein. 
 

§ 17  
 Leitung, Aufsicht und Niederschrift 

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des  Vor-
sitzes vom jeweiligen Prüfungsausschuss 
durchgeführt. 
 

(2) Bei schriftlichen Prüfungen regelt die 
Landeszahnärztekammer Sachsen im Ein-
vernehmen mit dem Prüfungsausschuss 
die Aufsichtsführung, die sicherstellen soll, 
dass die Prüflinge die Arbeiten selbst-stän-
dig und nur mit den erlaubten Arbeits- und 
Hilfsmitteln ausführen. 
 

(3) Über den Ablauf der Prüfungen ist eine 
Niederschrift zu erstellen. 
 

§ 18 
Ausweispflicht und Belehrung 

(1) Die Prüflinge haben sich über ihre Per-
son auszuweisen und zu versichern, dass 

sie sich gesundheitlich in der Lage fühlen, 
an der Prüfung teilzunehmen. 
 

(2) Die Prüflinge sind vor Beginn der Prü-
fung über den Prüfungsablauf, die zur Ver-
fügung stehende Zeit, die erlaubten Ar-
beits- und Hilfsmittel, die Folgen von Täu-
schungshandlungen und Ordnungsverstö-
ßen zu belehren. 
 

§ 19 
Täuschungshandlungen und  

Ordnungsverstöße 
(1) Unternimmt es ein Prüfling, das Prü-
fungsergebnis durch Täuschung oder Be-
nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu 
beeinflussen oder leistet er Beihilfe zu einer 
Täuschung oder zu einem Täuschungsver-
such, liegt eine Täuschungshandlung vor.  
 

(2) Wird während der Prüfung festgestellt, 
dass ein Prüfling eine Täuschungshand-
lung begeht oder einen entsprechenden 
Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von 
der Aufsichtsführung festzustellen und zu 
protokollieren. Der Prüfling setzt die Prü-
fung vorbehaltlich der Entscheidung des 
Prüfungsausschusses über die Täu-
schungshandlung fort. 
 

(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, 
wird die von der Täuschungshandlung be-
troffene Prüfungsleistung mit „ungenü-
gend“ bewertet. In schweren Fällen, insbe-
sondere bei vorbereiteten Täuschungs-
handlungen kann der Prüfungsausschuss 
den Prüfungsteil oder die gesamte Prüfung 
mit „ungenügend“ bewerten. 
 
(4) Behindert ein Prüfling durch sein Ver-
halten die Prüfung so, dass die Prüfung 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden 
kann, ist er von der Teilnahme auszuschlie-
ßen. Die Entscheidung darüber kann von 
der Aufsichtsführung oder den mit der Prü-

fungsabnahme beauftragten Prüfenden 
getroffen werden. Die endgültige Ent-
scheidung über die Folgen für den Prüf-

ling hat der Prüfungsausschuss unverzüg-
lich zu treffen. Gleiches gilt bei Nichtbeach-
tung der Sicherheitsvorschriften. Vor einer 
endgültigen Entscheidung des Prüfungs-
ausschusses ist der Prüfling zu hören. 
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§ 20 
 Rücktritt, Nichtteilnahme 

(1) Prüfungsbewerber können nach erfolg-
ter Anmeldung vor Beginn der Prüfung 
durch schriftliche Erklärung zurücktreten. In 
diesem Fall gilt die Prüfung als nicht abge-
legt. 
(2) Versäumt der Prüfling einen  Prüfungs-
termin, so werden bereits erbrachte selb-
ständige Prüfungsleistungen anerkannt, 
wenn ein wichtiger Grund für die Nichtteil-
nahme vorliegt. Selbstständige Prüfungs-
leistungen sind solche, die thematisch klar 
abgrenzbar und nicht auf eine andere Prü-
fungsleistung bezogen sind sowie eigen-
ständig bewertet werden.  
 

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der 
Prüfung oder nimmt der Prüfling an der Prü-
fung nicht teil, ohne dass ein wichtiger 
Grund vorliegt, so wird die Prüfung mit „un-
genügend“ bewertet. 
 

(4) Bei den zeitlich auseinander fallenden 
Teilen der Abschlussprüfung gelten die Ab-
sätze 1 – 3 für den jeweiligen Teil. 
 

(5) Der wichtige Grund ist unverzüglich mit-
zuteilen und nachzuweisen. Im Krankheits-
fall ist die Vorlage eines ärztlichen Attestes 
erforderlich. Das ärztliche Attest darf nicht 
von Ausbildenden oder anderen in der Aus-
bildungsstätte des Prüflings tätigen Perso-
nen ausgestellt werden. 
 

(6) Über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes und über den Umfang der ggf. an-
zuerkennenden Prüfungsleistungen ent-
scheidet der Prüfungsausschuss im Einver-
nehmen mit der Landeszahnärztekammer 
Sachsen. 

 

IV. Abschnitt 
Bewertung, Feststellung und Beur-
kundung des Prüfungsergebnisses  

 

§ 21 
Bewertung 

 (1) Die Leistungen in den einzelnen Prü-
fungsbereichen (§ 14 Abs. 2) und die Ge-
samtleistung sind wie folgt zu bewerten: 
 

eine den Anforderungen in besonderem 
Maße entsprechende Leistung = 100 - 92  
Prozent der zu erreichenden Punktzahl= 
Note 1 = sehr gut  (1,0 - 1,4)  

eine den Anforderungen voll entsprechen-
de Leistung = unter 92 - 81 Prozent der zu 
erreichenden Punktzahl = Note 2 = gut (1,5 
- 2,4)  
 

eine den Anforderungen im Allgemeinen 
entsprechende Leistung = unter 81 - 67 
Prozent der zu erreichenden Punktzahl = 
Note 3 = befriedigend  (2,5 - 3,4)  
 

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, 
aber im Ganzen den Anforderungen noch 
entspricht = unter 67 - 50 Prozent der zu 
erreichenden Punktzahl = Note 4 =  
ausreichend  (3,5 - 4,4)  
 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die 
notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind  = unter 50 - 30 Prozent der zu  errei-
chenden Punktzahl= Note 5 = mangelhaft 
(4,5 - 5,4)  
 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht 
entspricht und bei der selbst die Grund-
kenntnisse lückenhaft sind = unter 30 - 0 
Prozent der zu erreichenden Punktzahl = 
Note 6 = ungenügend  (5,5 - 6,0) 
 

(2) Die praktischen Prüfungsleistungen 
werden von jedem Mitglied des Prüfungs-
ausschusses einzeln bewertet. Das Mittel 
aus den Bewertungen ergibt die Note für 
die einzelne Leistung in Dezimalnoten. Die 
Bewertung richtet sich nach Absatz 1.     
 

(3) Gewichtung der Prüfungsbereiche und 
Anforderungen für das Bestehen der Ab-
schlussprüfung:  
Die Bewertungen sind wie folgt zu gewich-
ten: 
1. „Durchführen von Hygienemaßnahmen 
und Aufbereiten von Medizinprodukten“  
mit 25 Prozent 
2. „Empfangen und Aufnehmen von Patien-
tinnen und Patienten“ mit 10 Prozent 
3. „Assistieren bei und Dokumentieren von 
zahnärztlichen Maßnahmen“ mit 30 Pro-
zent 
4. „Organisieren der Verwaltungsprozesse 
und Abrechnen von Leistungen“ mit 25 Pro-
zent 
5. „Wirtschafts- und Sozialkunde“ mit 10 
Prozent“  
 

(4) Die Abschlussprüfung ist bestanden, 
wenn die Prüfungsleistungen, auch unter 
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Berücksichtigung einer mündlichen Ergän-
zungsprüfung, wie folgt bewertet worden 
sind: 
  1. im Gesamtergebnis von Teil 1 und Teil 
      2 mit mindestens „ausreichend“ 
  2. im Ergebnis von Teil 2 mit mindestens  
    „ausreichend“ 
  3. in mindestens zwei Prüfungsbereichen 
     von Teil 2 mit mindestens „ausrei- 
     chend“ 
   4. in keinem Prüfungsbereich von Teil 2 
       mit „ungenügend“ 
 

§ 22 
Mündliche Ergänzungsprüfung 

(1) Der Prüfling kann in einem Prüfungsbe-
reich eine mündliche Ergänzungsprüfung 
beantragen.  
 

(2) Dem Antrag ist stattzugeben,  

1. wenn er für einen der folgenden Prü-
fungsbereiche gestellt worden ist:  
a) Organisieren der Verwaltungsprozesse 
und Abrechnen von Leistungen“  oder 
b) Wirtschafts- und Sozialkunde  
2. wenn der benannte Prüfungsbereich 
schlechter als mit „ausreichend“ bewertet 
worden ist und  
3. wenn die mündliche Ergänzungsprüfung 
für das Bestehen der Abschlussprüfung 
den Ausschlag geben kann.  
Die mündliche Ergänzungsprüfung darf nur 
in einem einzigen Prüfungsbereich durch-
geführt werden.  
 

(3) Die mündliche Ergänzungsprüfung soll 
15 Minuten dauern. 
 

(4) Bei der Ermittlung des Ergebnisses für 
den Prüfungsbereich sind das bisherige Er-
gebnis und das Ergebnis der mündlichen 
Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu 
gewichten.  
 

§ 23 
Feststellung und Bekanntgabe des  

Prüfungsergebnisses 
(1) Über die Feststellung der einzelnen 
Prüfungsergebnisse ist eine Niederschrift 
auf den von der zuständigen Stelle geneh-
migten Formularen zu fertigen. Sie ist von 
den Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen und der zuständigen 
Stelle unverzüglich vorzulegen. 
 

(2) Dem Prüfling soll unmittelbar nach Fest-
stellung des Gesamtergebnisses der Prü-
fung mitgeteilt werden, ob er die Prüfung 
„bestanden“ oder „nicht bestanden“ hat. 
Darüber erhält der Prüfling eine vom Vor-
sitz zu unterzeichnende Bescheinigung. 
Kann die Feststellung des Prüfungsergeb-
nisses nicht am Tag der letzten Prüfungs-
leistung getroffen werden, so hat der Prü-
fungsausschuss diese unverzüglich zu tref-
fen und dem Prüfling mitzuteilen.   
 

(3) Sofern die Abschlussprüfung in zwei 
zeitlich auseinander fallenden Teilen 
durchgeführt wird, ist das Ergebnis der Prü-
fungsleistungen im ersten Teil der Ab-
schlussprüfung dem Prüfling schriftlich mit-
zuteilen. Der erste Teil der Abschlussprü-
fung ist nicht eigenständig wiederholbar.  
 

§ 24 
Prüfungszeugnis 

(1) Über die bestandene Prüfung erhalten 
die Prüflinge von der Landeszahnärzte-
kammer Sachsen ein Zeugnis und die be-
rufliche Anerkennung als Zahnmedizini-
sche/r Fachangestellte/r. 
 

(2) Das Prüfungszeugnis enthält: 
- die Bezeichnung „Prüfungszeugnis nach  
  § 37 Abs. 2 BBiG“ oder „Prüfungszeug- 
  nis nach § 62 Abs. 3 BBiG in Verbindung   
  mit § 37 Abs. 2 BBiG“   
 - die Personalien des Prüflings (Name,  
  Vorname, Geburtsdatum und-ort) 
- die Berufsbezeichnung „Zahnmedizini- 
  sche/r Fachangestellte/r“ 
- das Gesamtergebnis der Prüfung und    
  die Ergebnisse der einzelnen  Prüfungs- 
  bereiche  
- die Angaben, die sich aus gesetzlichen 
  Vorgaben ergeben, insbesondere DQR  
  Niveaustufe 
- das Datum des Bestehens der Prüfung   
- die Unterschriften des Vorsitzenden des 
  Prüfungsausschusses  und   des Beauf- 
  tragten der Landeszahnärztekammer 
  Sachsen mit Siegel 
 

(3) Auf Antrag der Auszubildenden kann 
das Ergebnis berufsschulischer Leistungs-
feststellungen auf dem Zeugnis ausgewie-
sen werden. 
 

(4) Dem Zeugnis ist auf Antrag der Auszu-
bildenden eine englischsprachige und eine 
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französischsprachige Übersetzung beizu-
fügen.  
 

§ 25 
 Bescheid über nicht bestandene Prü-

fung 
(1)  Bei nicht bestandener Prüfung erhalten 
die Prüflinge, ggf. die gesetzlichen Vertre-
ter, von der Landeszahnärztekammer 
Sachsen einen schriftlichen Bescheid. Da-
rin ist anzugeben, welche Prüfungsleistun-
gen in einer Wiederholungsprüfung nicht 
mehr wiederholt werden müssen. 
 

(2) Auf die besonderen Bedingungen der 
Wiederholungsprüfung gemäß § 26 ist hin-
zuweisen. 

 

V. Abschnitt 
Wiederholungsprüfung 

 

§ 26 
Wiederholungsprüfung 

(1) Eine nicht bestandene Abschlussprü-
fung kann zweimal wiederholt werden. Es 
gelten die in der Wiederholungsprüfung er-
zielten Ergebnisse. 
 

(2) Haben die Prüflinge bei nicht bestande-
ner Prüfung in einer selbstständigen Prü-
fungsleistung mindestens ausreichende 
Leistungen erbracht, so ist diese auf Antrag 
des Prüflings nicht zu wiederholen, sofern 
dieser sich innerhalb von zwei Jahren – ge-
rechnet vom Tag der Feststellung des Er-
gebnisses der nicht bestandenen Prüfung 
an - zur Wiederholungsprüfung anmeldet. 
Die Bewertung in einer selbstständigen 
Prüfungsleistung ist im Rahmen der Wie-
derholungsprüfung zu übernehmen. 
 

(3) Die Prüfung kann frühestens zum 
nächsten Prüfungstermin wiederholt wer-
den. 
 

(4) Für die Anmeldung zur Wiederholungs-
prüfung finden die §§ 8 – 11 entsprechend 
Anwendung. Bei der Anmeldung sind au-
ßerdem auch der Ort und das Datum der 
vorausgegangenen Prüfung anzugeben.    

 

 
 
 
 
 
 

VI. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

 

§ 27 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Maßnahmen und Entscheidungen der Prü-
fungsausschüsse sowie der zuständigen 
Stelle sind bei ihrer schriftlichen Bekannt-
gabe an die Prüflinge mit einer Rechts-
behelfsbelehrung gemäß § 70 der Verwal-
tungsgerichtsordnung zu versehen.  

 
§ 28 

Prüfungsunterlagen 
(1) Auf Antrag ist den Prüflingen nach Ab-
schluss der Prüfungen Einsicht in ihre Prü-
fungsunterlagen zu gewähren.  
 

(2) Die schriftlichen Prüfungsunterlagen 
sind ein Jahr, die Niederschriften gem. § 23 
(1) 15 Jahre aufzubewahren. Die Aufbe-
wahrungsfrist beginnt mit dem Zugang des 
Prüfungsbescheides. Der Ablauf der ge-
nannten Fristen wird durch das Einlegen ei-
nes Rechtsmittels gehemmt.  

 

§ 29 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Prüfungsordnung für die Durchfüh-
rung von Abschlussprüfungen und Um-
schulungsprüfungen im Ausbildungsberuf 
Zahnmedizinische Fachangestellte/ Zahn-
medizinischer Fachangestellter tritt mit ih-
rer Bekanntmachung im Zahnärzteblatt 
Sachsen in Kraft. 
 

Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung der 
Landeszahnärztekammer Sachsen für die 
Durchführung von Abschlussprüfungen 
und Umschulungsprüfungen im Ausbil-
dungsberuf Zahnmedizinische Fachange-
stellte/Zahnmedizinischer Fachangestellter 
vom 23. November 2013 außer Kraft. 
 
Dresden, den 25.11.2023 
 
 
 
 
 
Dr. med. dent. Christoph Meißner 
Vizepräsident der Landeszahnärztekam-
mer Sachsen 
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Die vorstehende Prüfungsordnung der Lan-
deszahnärztekammer Sachsen für die 
Durchführung von Abschlussprüfungen 
und Umschulungsprüfungen im Ausbil-
dungsberuf Zahnmedizinische Fachange-
stellte/Zahnmedizinischer Fachangestellter 
vom 25.11.2023 wird hiermit genehmigt. 
 
 
Az: 31-5014/95/1-2023/248360 
 
 
 
Dresden, den 05.12.2023 
 
 
 
 
Marko Jaksch 
Sächsisches Staatsministerium für  
Soziales und gesellschaftlichen  
Zusammenhalt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die vorstehende Prüfungsordnung der Lan-
deszahnärztekammer Sachsen für die 
Durchführung von Abschlussprüfungen 
und Umschulungsprüfungen im Ausbil-
dungsberuf Zahnmedizinische Fachange-
stellte/Zahnmedizinischer Fachangestellter 
vom 25.11.2023 wird hiermit ausgefertigt 
und im Zahnärzteblatt Sachsen bekannt 
gemacht. 
 
 
Dresden, den 06.12.2023 
 
 
 
 
Dr. med. Thomas Breyer 
Präsident der Landeszahnärztekammer 
Sachsen 


